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Rechtmäßigkeit des gesetzlichen Art. 34 GG 
Haftungsausschlusses für Fehler 
der Bankenaufsicht 1/01 
GG Art.34; BGB §839; KWG §6 
OLG Köln EWiRArt.34 GG 1/01,961 (Sethe) 
Leitsatz des Gerichts: 
Beim wirtschaffiichen Zusammenbruch einer Bank, die nicht einem Einlagensi­
cherungssystem angeschlossen war, kann sich der geschädigte Anleger nicht auf 
Versäumnisse der staatlichen Bankenaufsicht berufen und hierauf einen 
Anspruch aus Amtspflichtverletzung stützen. Die Vorschrift des § 6 Abs.4 des 
Kreditwesengesetzes, wonach das Bundesaufsichtsamt fiir das Kreditwesen die 
ihm zugewiesenen Aufgaben nur im öffentlichen Interesse wahrnimmt. ist 
weder verfassungswidrig noch verstößt sie gegen Gemeinschaftsrecht. 
) 
OLG Köln, Urt. v. 11.1. 2001 7 U 104/00 (nicht rechtskräftig; LG Bonn), ZIP 2001,645 
Kurzkommentar: 
Rolf Sethe, Dr. iur., LL.M. (London), Wissenschaftlicher Assistent an der Universität 
Tübingen 
L Die Kläger legten bei der BVH-Bank Gelder an. Die Bank wurde später insolvent. 
Sie gehörte keinem Einlagensicherungssystem an, weshalb die Kläger einen Totalver­
lust erlitten. Sie begehren von der Bundesrepublik Schadensersatz und stützen ihre 
Klage zum einen aufden gemeinschaftsrechtlichen Staatshaftungsanspruch. Ihre Ver­
luste wären vermieden worden, hätte die Beklagte die EG-Einlagensicherungsrichtli­
nie vom 30.5.1994 rechtzeitig umgesetzt. Zum anderen machen sie einen Amtshaf­
tungsanspruch geltend, da das BAKred die Bank nicht ordnungsgemäß beaufsichtigt 
habe. Das LG Bonn bejahte mit Urteil vom 31.3.2000 (unveröffentlicht; veröfknt­
licht sind dagegen die nahezu identischen Parallelverfahren LG Bonn ZIP 1999,959, 
dazu EWiR Art. 249 EGV 1/99, 883 (Serhe); ZIP 1999, 2051, dazu EWiR Art. 249 EG 
2/2000, 233 (Serhe) den Staatshaftungsanspruch. Da den Klägern auch bei rechtzeiti­
ger Umsetzung der Richtlinie nur ein Anspruch aus der Einlagensicherung in Höhe 
von jeweils 20000 ECU zugestanden hätte, sprach das LG ihnen diesen Betrag zu und
-. 	 wies die Klagen im Übrigen ab. Der Amtshaftungsanspruch sei auf Grund des verfas­
sungs- und europarechtskonformen §6 Abs.4 KWG ausgeschlossen. Drei der Kläger 
verfolgen in der Berufung den Amtshaftungsanspruch weiter. 
2. Das OLG lehnt einen solchen Anspruch und damit auch die Ansicht im Schrift­
tum, §6 Abs.4 KWG sei verfassungs- und europarechtswidrig (etwa Papier, in: 
MünchKomm, BGB, 3. Aufl., 1997, §839 Rz.251; SchenkelRuthig, NJW 1994, 
2324ff.; Gratias, NJW 2000, 786, 788), ab. Es verneint eine Verletzung des Gewalten­
teilungs-, Rechtsstaats- und Sozialstaatsprinzips sowie der Grundrechte aus Art. 3, 14, 
19 Abs. 4 GG. Der Staat sei verfassungsrechtlich grundsätzlich nicht verpflichtet, aktiv 
zum Schutze des Eigentums tätig zu werden. Es sei deshalb schon fraglich, ob er über­
haupt eine Bankenaufsicht errichten müsse. Angesichts dieser Ausgangslage sei der 
gesetzgeberische Gestaltungsspielraum sehr groß und umfasse auch die Befugnis, die 
Haftung für Fehler der Aufsicht auszuschließen. Eine Haftungsdrohung würde zudem 
eine so starke Intensivierung der Aufsicht nach sich ziehen, dass es zu einer kontrapro­
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duktiven Bürokratisierung des Bankwesens käme. Auch ein Verstoß gegen Art. 34 GG 
sei nicht gegeben. Den Klägern gehe es allein um einen Schutz vor Fehlverhalten Drit­
ter. Da der Staat nicht verpflichtet sei, im Interesse des Bürgers schützend einzugrei­
fen, könne er auch nicht haftbar gemacht werden. Vergleichsweise knapp lehnt das 
Gericht auch eine Europarechtswidrigkeit des § 6 Abs.4 KWG ab. Die von den Klä­
gern genannten Richtlinien enthielten keine individualschützenden Regelungen. 
3. Dem Urteil kommt eine große Bedeutung zu, da ein gesetzlicher Haftungsaus­
schluss fur Schäden Dritter in vielen Bereichen der Wirtschaftsaufsicht besteht (vgl. 
§6Abs.4 KWG, § 1 Abs.4 BörsG, §81 Abs.l Satz 3 VAG, §4Abs.2 WpHG). 
4. Die Urteilsbegründung des OLG überzeugt nicht. Auch wenn jemand eine Auf­
gabe freiwillig übernimmt, muss er sie sorgfaltig erfullen. Ihm steht allenfalls eine Pri­
vilegierung im Haftungsmaßstab zu, nicht aber ein völliger Haftungsausschluss. Viel 
wesentlicher aber ist, dass die Bankenaufsicht Teil der Eingriffsverwaltung ist und I'" 
Maßnahmen gegen Banken auch faktische Beeinträchtigungen bei Anlegern verursa­
chen können, so dass schon die Prämisse des OLG falsch ist. Im Übrigen erbringt der 
Staat seit der EG-Bankrechtsharmonisierung die Aufgabe der Bankaufsicht gerade 
nicht mehr freiwillig. Nicht angesprochen hat das OLG auch die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen der einfache Gesetzgeber die in Art. 34 GG angeordnete Haftung 
des Staates fur Fehlverhalten seiner Beamten ausschließen kann. Nach herrschender 
Meinung ist dies nur möglich, wenn überwiegende Gründe des öffentlichen Wohls 
bestehen, die einen solchen Haftungsausschluss rechtfertigen, und der Verhältnismä­
ßigkeitsgrundsatz beachtet wird (Papier, aaO, § 839 Rz. 251). Will man das Funktionie­
ren der Marktkräfte der Branche einerseits und die Arbeit der AufSichtsbehörden 
andererseits nicht durch übermäßige Haftungsdrohungen beeinflussen, würde es als 
milderes Mittel ausreichen, den Aufsichtsämtern bei der Bewältigung ihrer Aufgaben 
einen weiten Ermessensspielraum zuzugestehen. Dies gilt vor allem hinsichtlich der 
Frage, ob es zur Rettung der Einlagen von Kunden sinnvoller ist, ein angeschlagenes 
Institut sofort zu schließen und so potenzielle Kunden zu schützen, oder ob man im 
Interesse der schon vorhandenen Kunden dem Institut Gelegenheit zu einer Sanie­
rung gibt mit dem Risiko, dass diese scheitern kann und dann auch Neukunden Ver­
luste erleiden. Eine Haftung käme bei einer solchen Lösung nur in Fällen von eklatan­
tem Fehlverhalten in Frage. Auch die Ausfuhrungen zur Gemeinschaftskonformität I~ 
sind lückenhaft. Das OLG erkennt an, dass der nationale Gesetzgeber seine Befugnisse 
überschreitet, wenn er drittschützende gemeinschaftsrechtliche Regelungen umsetzt, 
diese aber fur nicht drittschützend erklärt. Das OLG verneint den Drittschutz, ohne 
die Bankenrichtlinie 2000/12/EG vom 20.3.2000, die dem KWG mittlerweile 
zugrunde liegt, überhaupt zur Kenntnis zu nehmen. Diese Richtlinie, die aus Grün­
den der Übersichtlichkeit zahlreiche Richtlinien im Bankbereich klarstellend zusam­
menfasst, ist nach ihren Erwägungsgründen Nr. 5,8,30,65 eindeutig individualschüt­
zend; die Beaufsichtigung von Kreditinstituten dient auch dem Schutz von deren 
Kunden. Ein solcher Schutzzweck lag etwa schon der 2. Bankrechtskoordinierungs­
richtlinie zugrunde (vgl. deren Art. 3 a. E.). 
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